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Zusammenfassung  

Damit Kommunen aussagekräftige Wärmepläne entwickeln können, benötigen sie verschiedene Da-
ten. Diese unverzichtbaren Daten unterscheiden sich jedoch deutlich bezüglich Verfügbarkeit, Trans-
parenz, Qualität und Format, was ihre Verwendung erschwert und fehleranfällig macht. 

Planungsverantwortliche begegnen einer Reihe von Herausforderungen im Kontext von Datenver-
fügbarkeit und Datenschutz. Beispielsweise können Kommunen die notwendigen Daten nicht zentral 
abrufen, sondern müssen sie von verschiedenen Akteuren (Schornsteinfeger:innen, Netzbetreibern 
etc.) einzeln abfragen. Um die Daten abzufragen und zu bereinigen, benötigen die Kommunen Zeit 
und Personalkapazitäten. Der Prozess der Datenerhebung beginnt spätestens mit der Fortschreibung 
der Wärmeplanung von Neuem. Darüber hinaus empfinden es viele  Planungsverantwortliche als 
herausfordernd, die rechtlichen Datenschutzvorgaben im Rahmen der kommunalen Wärmeplanung 
einzuhalten. Sie müssen die personenbezogenen Daten unmittelbar nach Fertigstellung des kommu-
nalen Wärmeplanung löschen, auch wenn die Daten für die weiteren Planungsschritte relevant wä-
ren. Aufgrund der Datenschutzvorgaben müssen die planungsverantwortlichen Stellen die Ver-
brauchsdaten oder Kehrbuchdaten aggregieren, beispielsweise pro Straßenzug oder Ortsteil. Diese 
Aggregation bringt eine Unschärfe der Daten mit sich, was zu Unsicherheiten in der Umsetzung der 
Wärmeplanung führen kann. Wenn die Planungsverantwortlichen bestimmte Daten nicht erlangen 
können, greifen sie mitunter auf Schätzungen zurück, was ebenfalls Unschärfe mit sich bringt.  

Das Wärmeplanungsgesetz regelt, welche Akteure zur Datenübermittlung verpflichtet sind und wel-
che Datenschutzmaßnahmen, insbesondere die Datenaggregation, die planungsverantwortliche 
Stelle treffen muss. Stimmen aus Literatur und Praxis sind der Ansicht, dass der Datenschutz den 
Wärmeplanungsprozess zu sehr einschränkt. Die aktuelle Regierungskoalition plant Vereinfachungen 
bei der Datenverarbeitung, indem sie die Pflicht zur Erhebung von Energieverbrauchs- und Schorn-
steinfegerdaten von Einfamilienhäusern künftig einschränken möchte und diese somit nicht mehr 
aggregiert werden müssen (CDU/CSU & SPD, 2026). Stattdessen sollen Kommunen mit Wärmebe-
darfsdaten arbeiten, die sie von Datendienstleistern erwerben oder selbst errechnen können (ebd.). 

Diese Kurzstudie identifiziert Lösungsansätze zu den Herausforderungen bei der Datenverarbeitung 
im Rahmen der Wärmeplanung. Lösungsansätze umfassen einerseits Empfehlungen zur Weiterent-
wicklung der Rechtslage und andererseits konkrete Handlungsempfehlungen für Kommunen. Bei-
spielsweise finden viele Praxispartner:innen digitale Tools hilfreich, etwa solche, mit denen Bür-
ger:innen  Daten freiwillig übermitteln, etwa Verbrauchs- und Gebäudedaten, aber auch Kontaktda-
ten, um sich über Netzanschlussmöglichkeiten informieren zu lassen. Auch können Kommunen in 
Erwägung ziehen, Akteure, die nicht bereit sind, die Daten zu übermitteln, obwohl sie dazu verpflich-
tet sind, auf Herausgabe der Daten zu verklagen. 
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I. Beschreibung der Herausforderung 
Grundlage der folgenden Ausführungen sind die Ergebnisse aus den Befragungen, Workshops und 
Interviews mit unseren Praxispartner:innen sowie die Auswertung überwiegend rechtswissenschaftli-
cher Literatur. 

1. Datenverfügbarkeit  

Auskunftspflichtige Akteure 
Die planungsverantwortlichen Stellen stehen vor der Herausforderung, die notwendigen Daten über 
den Energieverbrauch, den Energiebedarf und die Energieträger zu erlangen. Es gibt eine vom KWW 
erstellte Übersicht über die verschiedenen benötigten Daten (KWW, 2025). Die planungsverantwort-
liche Stelle beziehungsweise der zur Planung beauftragte Dienstleister ist auf die Mitwirkung der 
Auskunftspersonen angewiesen. Viele relevante Daten sind nicht öffentlich zugänglich. Manche Aus-
kunftspersonen übermitteln keine Informationen – etwa aus Wettbewerbsgründen – oder benöti-
gen dafür viel Zeit (Befragung Rechtsexpert:in A, Befragung Anonym). Die planungsverantwortliche 
Stelle ist insbesondere auf ein kooperatives Verhalten des örtlichen Energieversorgungsunterneh-
mens und des Netzbetreibers (gegebenenfalls der Stadtwerke) angewiesen (Interview Stadt HE-B; 
< 100kE). Mehrere unserer Praxispartner:innen kritisieren, dass das Wärmeplanungsgesetz zwar Re-
gelungen zur Datenerhebung und zur Auskunftspflicht vorsieht, diese jedoch insofern nicht ausrei-
chen würden, dass Auskunftspflichtige nur Angaben machen müssten, soweit ihnen die Daten be-
reits vorliegen (Befragung Rechtsexpert:in B). Auskunftspflichtige sind nicht verpflichtet, eigenstän-
dig Daten zu beschaffen, wenn sie nicht bereits über die Daten verfügen (ebd.). Hinzu kommt, dass 
Unternehmen häufig über zu geringe personelle Ressourcen verfügen, um die Bereitstellung der Da-
ten sicherzustellen (Befragung Rechtsexpert:in A). Die Tatsache, dass wichtige Daten bei Privatper-
sonen liegen, erschwert die Erhebung ebenfalls (Befragung Rechtsexpert:in A). Seitens der zur Da-
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tenherausgabe verpflichteten Datenlieferanten bestehen erhebliche Rechtsunsicherheiten hinsicht-
lich der datenschutzrechtskonformen Umsetzung (Bartsch & Voigt, 2025b, S. 4). Außerdem sind die 
verlangten Verfahren organisatorisch sehr aufwändig (ebd.). 

Anfänglich schlechte Qualität der Daten 
Bei der Sammlung der notwendigen Daten müssen die planungsverantwortlichen Stellen die Daten 
plausibilisieren, da die Auskunftspflichtigen Daten häufig mit unterschiedlichen Grundlagen und 
Qualitäten liefern (Deutscher Städtetag, 2024, S. 6, 46, Befragung Planungsbüro A-3). Daten weisen 
eine geringe Qualität auf, wenn sie veraltet, nicht ausreichend detailliert oder nicht vollständig sind 
(ebd.) Durch die teilweise mangelhafte Datenqualität stehen Kommunen vor erhöhtem Arbeitsauf-
wand und weiteren Verzögerungen. 

Die ALKIS-Daten (Amtliches Liegenschaftskatasterinformationssystem) sind je nach Bundesland in 
unterschiedlicher Qualität verfügbar (Befragung Anonym; Grotelüschen et al., 2025, S. 11). In einigen 
Bundesländern ist es im Bereich Gewerbe und Industrie kaum möglich, anhand der vorhandenen 
Informationen zwischen beheizten und unbeheizten Gebäuden zu unterscheiden. Für Kommunen 
wäre daher ein bundesweites Gebäuderegister von großem Nutzen (Befragung Anonym).  

Kommunen müssen für die Bestands- und Potenzialanalyse erfordert erhebliche Zeit- und Personal-
ressourcen aufwenden, um alle erforderlichen Daten in der notwendigen Qualität zu erfassen, zum 
Beispiel Kehrbuchdaten, Daten industrieller Großabnehmer und Potenzialflächen (Befragung Stadt 
NRW-B > 100kE). Kommunen erfassen viele Informationen nicht oder nicht digital, etwa das Baualter 
von Gebäuden, die beheizte Wohnfläche oder Angaben zu nicht leitungsgebundenen Wärmeträ-
gern. Auch Sanierungsstände fehlen in der Praxis häufig, ebenso wie Informationen über das Vor-
handensein von Wärmepumpen, da sie nicht in den Kehrbuchdaten auftauchen. 

2. Datenschutz 
Ein:e Interviewpartner:in beobachtet, dass viele Kommunen den Datenschutz als drastische Hand-
lungsbegrenzung empfinden (Interview Rechtsexpert:in A). Dies passt auch zu der Beobachtung, dass 
häufig eine Unwissenheit über die Reichweite und Grenzen beim Datenschutz besteht (Bartsch & 
Voigt, 2025b, S. 4). 

Weiterverwendungsverbot 
Eine Herausforderung besteht darin, dass die planungsverantwortlichen Stellen die Daten nach Ab-
schluss der Wärmeplanung („sobald […] sie nicht mehr […] benötigt werden“) löschen müssen (§ 12 
Abs. 2 S. 2 WPG1), obwohl sie die Daten für die spätere Aktualisierung oder Fortschreibung des Wär-
meplans zumindest teilweise nutzen könnten (Interview Stadt BW-B; > 100kE, Befragung Stadt BW-
C; > 100kE, Befragung Energieagentur BW-B-1). Auch für die Transformationsplanung (§ 32 WPG) 
und die Machbarkeitsstudien wäre eine Weiternutzungsmöglichkeit vorteilhaft. 

Unschärfe durch Aggregation 
Kommunale Akteure kritisieren teilweise zudem die mit dem Zweck des Datenschutzes begründete 
Aggregationsvorschrift im WPG zur Datenbereitstellung, da die damit einhergehende Unschärfe die 
Datenqualität verringere (Befragung Anonym, Befragung Planungsbüro A-3). Die Aggregation von 
Verbrauchs- oder Kehrbuchdaten ist oft zu grob (z. B. pro Straßenzug oder pro Ortsteil), sodass Pla-
ner:innen nur eingeschränkt sinnvolle Rückschlüsse ziehen können. Außerdem erstellen sie bei der 
Fortschreibung des Wärmeplans in den meisten Fällen nicht wieder die gleichen Aggregationsclus-

 
1 Wärmeplanungsgesetz vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394), das zuletzt durch Artikel 9 
des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348) geändert worden ist. 
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ter, weshalb sie dann zur Reduktion des Wärmebedarfs nur ungenaue Aussagen treffen können. Ge-
bäudescharfe Daten wären deutlich hilfreicher (Befragung Stadt BW-C; >100kE; BMWK & BMWSB, 
2024, S. 44).  

Die Anonymisierungspflicht für Einfamilienhäuser nach Anlage 1 Nr. 1–3 WPG sowie die Vorgabe, 
dass das Alter fossiler Heizungsanlagen gemäß Anlage 1 Nr. 2 WPG nicht erhoben werden darf, ver-
mindert nach Einschätzung unserer Praxispartner:innen die Qualität der Daten (Befragung Energie-
agentur BW-C; Befragung Anonym). Des Weiteren stellen Bartsch und Voigt (2025b, S. 30) eine Un-
sicherheit bei der Unterscheidung zwischen Ein- und Mehrfamilienhäusern fest, die möglicherweise 
durch die Reformpläne der aktuellen Koalition beseitigt werden kann. Gleichwohl kritisieren nicht 
alle Interviewpartner:innen die Aggregationspflicht: Einzelne Praxispartner:innen sehen sie als un-
schädlich für die Qualität der Wärmeplanung an (Interview Stadt BW-B; > 100kE). Andere sehen das 
Problem, dass eine einheitliche Methode zur Datenaggregation fehlt (Befragung Beratungsfirma A). 

II. Rechtlicher Überblick 

1. Rechtsrahmen zur Datenerhebung  
§ 10 i. V. m. §§ 15, 16 und Anl. 1 WPG regeln, welche Daten grundsätzlich erhoben werden dürfen.  

§ 10 Abs. 1 WPG umfasst personenbezogene und nicht-personenbezogene Daten. § 10 Abs. 1 WPG 
ist die zentrale Rechtsgrundlage für die Datenerhebung. Eingeschränkt wird er etwa in § 10 Abs. 1 S. 
3 WPG für personenbezogene Daten im Rahmen der Potenzialanalyse  und für die Daten von Gas- 
und Wärmeverbrauch im Rahmen der Bestandsanalyse in § 10 Abs. 2 WPG. Stromverbräuche dürfen 
übrigens in der Regel nicht erhoben werden, wie sich aus § 10 Abs. 1, 2 i. V. m. Anlage 1 WPG ergibt. 

§ 10 Abs. 3 WPG regelt die vorrangige Nutzung der Daten, die der öffentlichen Hand bereits vorlie-
gen. § 11 WPG regelt die Auskunftspflicht für die Behörden von Bund und Ländern, für bestimmte 
Anlagenbetreiber, für Schornsteinfeger und subsidiär für Beteiligte nach § 7 Abs. 3 WPG. § 11 WPG 
ist als Ergänzung zu § 10 WPG zu verstehen und dient dem Zweck, dass die Datenerhebung auch 
durchgeführt werden kann.  

Dem Problem der unterschiedlich guten bzw. schlechten Datenqualität und -lesbarkeit will § 11 Abs. 
2 WPG begegnen, wenn er vorschreibt, dass die angefragten Daten sowohl in der elektronischen als 
auch in der maschinenlesbaren Form zu übermitteln sind. Damit soll auch die Erstellung digitaler 
Zwillinge ermöglicht werden.2  

§ 11 Abs. 3 WPG sieht eine begrenzte Möglichkeit der Kostenerstattung für die Datenübermittlung 
vor.  

2. Datenschutz 
§ 10 Abs. 2 WPG regelt, dass eine datenschutzkonforme Erhebung der Endenergieverbräuche von 
Gas und Wärme durch die Aggregation für mindestens fünf benachbarte Hausnummern oder An-
schlussnutzer, Messeinrichtungen oder Übergabepunkte zu erfolgen hat. 

§ 12 WPG konkretisiert die Anforderungen an die Datenverarbeitungen und gilt nicht nur für die 
planungsverantwortliche Stelle, sondern auch für etwaig beauftragte Dienstleister. Die Anforderun-
gen nach WPG gelten neben sonstigem Landes- und Bundesrecht und EU-Recht (§ 12 Abs. 1 Nr. 1 
WPG). Die Planungsverantwortlichen müssen Schutzmaßnahmen zur Sicherstellung des Datenschut-
zes ergreifen (§ 12 Abs. 1 Nr. 2 WPG). Veröffentlichungen dürfen etwa keine personenbezogenen 

 
2 BT-Drs. 20/8654, S. 93. 
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Daten enthalten (§ 12 Abs. 1 Nr. 3 WPG). § 12 Abs. 2 WPG enthält Vorgaben zur Pseudonymisierung 
und Anonymisierung (s.u.). § 12 Abs. 3 WPG regelt, das betroffene Personen über die Datenverwen-
dung informiert werden müssen.  

3. „Personenbezogene“ Daten  
Die planungsverantwortliche Stelle muss darauf achten, ob bestimmte Daten personenbezogen sind, 
vgl. § 10 Abs. 2 S. 1 WPG (Voigt & Bartsch, 2025b, S. 10). Sachdaten sind nicht personenbezogene 
Daten, können aber im Einzelfall als personenbezogen eingestuft werden (Bartsch & Voigt, 2025a, S. 
170). Viele Daten sind an sich Sachdaten, wie Gebäudedaten, werden aber als personenbezogen 
eingestuft, wenn sie auch Auskunft über Personen geben (Bartsch & Voigt, 2025b, S. 12). 

Maßgeblich ist Art. 4 Nr. 1 Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO). Hiernach kommt es darauf an, 
ob die Daten eine Person betreffen, die identifiziert oder identifizierbar ist (Bartsch & Voigt, 2025b, 
S. 11). Grundstücksdaten können auch personenbezogene Daten sein (Bartsch & Voigt, 2025a, S. 
171; Neidig & Schomerus, 2024, § 10 Rn. 26). Endenergieverbräuche dürfen nicht erhoben werden, 
wenn sie personenbezogen sind, was der Fall ist, wenn sie auf eine natürliche Person rückführbar 
sind (Bartsch & Voigt, 2025a, S. 171 f.). Der Personenbezug wird ausgeschlossen, wenn Daten aggre-
giert werden, da dann Rückschlüsse auf einzelne Personen ausgeschlossen werden (Bartsch & Pohl, 
2025, Rn. 21). 

Für die Verarbeitung personenbezogener Daten bedarf es einer Rechtsgrundlage im nationalen 
Recht, wie es das Unionsrecht in Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. e) i. V. m. Abs. 2, 3 DS-GVO3 vorschreibt. Diese 
ist für die Wärmeplanung § 10 Abs. 1 i. V. m. Anlage 1 WPG bzw. liegt in den jeweiligen Umsetzungs-
gesetzen der Länder (KlimaG BW4, HEG5, LWPG NW6 usw.).  

Nach § 12 Abs. 2 S. 1 WPG sind die personenbezogenen Daten nach Möglichkeit zu pseudonymisie-
ren oder wenn der Zweck der Verarbeitung dies zulässt, zu anonymisieren. Die Pseudonymisierung 
stellt dabei eine Sicherungsmaßnahme dar, nach der die Daten aber weiterhin als „personenbezo-
gen“ einzustufen sind, während bei anonymisierten Daten überhaupt nicht mehr die betroffenen 
Personen identifizierbar sind (Bartsch & Voigt, 2025a, S. 171). Außerdem wird zwischen relativer und 
absoluter Anonymisierung unterschieden (Bartsch & Voigt, 2025b, S. 15). Doch auch die Anonymi-
sierung beinhaltet immer noch ein gewisses verbleibendes Risiko, dass die Personen zurückverfolgt 
und deanonymisiert werden. Dieses Risiko der Zurückverfolgung steigt im Laufe der Zeit durch Ver-
besserung der technischen Möglichkeiten tendenziell (Bartsch & Voigt, 2025b, S. 17).  

4. Reformpläne 
Die aktuelle Koalition auf Bundesebene möchte den Planungsprozess vereinfachen (CDU/CSU & SPD, 
2026). Dazu möchte sie in Kommunen mit mehr als 15.000 Einwohnenden die Übermittlung von 
Energieverbrauchs- und Schornsteinfegerdaten auf Mehrfamilienhäuser und Nichtwohngebäude so-
wie die Nutzung von Prozesswärme (in Industrie und Gewerbe) beschränken. Für Einfamilienhäuser 
sollen diese Daten also nicht mehr übermittelt werden müssen. Dadurch sollen Datenhalter keine 

 
3 Verordnung (EU) 2016/679 Des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenver-
kehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung). 
4Klimaschutz- und Klimawandelanpassungsgesetz Baden-Württemberg (Klimagesetz Baden-Würt-
temberg - KlimaG BW) vom 7. Februar 2023, zuletzt geändert am 29. Juli 2025. 
5 Hessisches Energiegesetz (HEG) vom 21. November 2012, zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 20. Juli 2023 (GVBl. S. 582). 
6 Gesetz zur Einführung einer Kommunalen Wärmeplanung in Nordrhein-Westfalen (Landeswärme-
planungsgesetz NRW – LWPG) vom 10. Dezember 2024. 
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Aggregation mehr durchführen müssen. Zur Unterscheidung zwischen Ein- und Mehrfamilienhäu-
sern soll auf das Kriterium des Energieverbrauches zurückgegriffen werden. Eine lebensnahe Ab-
grenzung von Ein- und Mehrfamilienhäusern würde sich daran orientieren, ob mehrere Haushalte in 
dem Gebäude untergebracht sind. Diese Information liegt den Datenhaltern jedoch in der Regel nicht 
vor und kann nicht ohne Weiteres mit den Wärmeverbrauchsdaten verknüpft werden. Daher ist die 
Abgrenzung durch einen Schwellenwert zwar nicht überzeugend, aber praktisch durchführbar. Für 
Einfamilienhäuser soll statt auf die Energieverbrauchsdaten zukünftig auf die Wärmebedarfsdaten 
abgestellt werden. Davon erhofft sich die Koalition eine Erleichterung für die Kommunen. 

III. Lösungsansätze 
Die folgenden Lösungsansätze und Handlungsoptionen beruhen auf der Auswertung von Befragun-
gen, Workshops und Interviews mit unseren Praxispartner:innen sowie überwiegend rechtswissen-
schaftlicher Literatur. 

1. Lösungsansätze aus Befragungen & Interviews 
Die Lösungsansätze für die Herausforderung der Datenakquise, die einige unserer Praxispartner:in-
nen bereits als hilfreich erlebt haben, beziehen sich zu großen Teilen auf digitale Tools. 

Kommunale Handlungsmöglichkeiten 
Unsere Praxispartner:innen sehen es als sinnvollen ersten Ansatz an, in der Kommunikation mit 
Dienstleister und Unternehmen über den Datentransfer zu sprechen und zu betonen, wie wichtig 
die Qualität der Daten für das Ergebnis der Wärmeplanung ist, auch wenn zum Beispiel die zeitlichen 
Ressourcen bei den Unternehmen begrenzt sind (Befragung Rechtsexpert:in A; Befragung Bad Nau-
heim). 

Ein möglicher Lösungsansatz könnte die Implementierung eines Digitalen Zwillings sein (Befragung 
Regionalverband Frankfurt). Dafür benötigen Kommunen sowohl ein leistungsfähiges Tool als auch 
eine verlässliche Datengrundlage. Digitale Zwillinge dienen dazu, eine präzise Planung und Entschei-
dungsfindung zu ermöglichen, die Daten werden nicht veröffentlicht. Diesen Lösungsansatz erprobte 
z. B. Mannheim mit der MVV Energie AG bereits erfolgreich in der Praxis (Interview Mannheim). 

Kommunen bewerteten digitale Portale bzw. Karten als hilfreich, mit denen Bürger:innen selbststän-
dig Interesse an einem Wärmenetzanschluss bekunden konnten und somit ihre Kontaktdaten zur 
Verfügung stellten (Interview Heidelberg, Interview Stadtwerke Hanau). 

Im Übrigen müssten die Daten geschätzt werden (Interview Heidelberg). 

Policy-Empfehlungen 
Unsere Interviewpartner:innen bewerten ein bundeseinheitliches Vorgehen bei der Datenaggrega-
tion ebenso als sinnvoll wie zum Beispiel Vorgaben an Datenlieferanten hinsichtlich eines einheitli-
chen Exportformats. Ebenso könnte eine standardisierte Eignungsprüfung über ein bundesweites 
WebGIS-Portal erfolgen, das mit Grundlagendaten ausgestattet ist (Befragung KEA-BW). 

Die Energieagentur Regio  Freiburg äußerte in der Befragung auch den Wunsch nach „FAIRen Daten“. 
Dahinter verbirgt sich das Bestreben der Initiative GO FAIR, Daten möglichst optimal aufbereitet und 
zugänglich zu machen. FAIR als Akronym steht für findable (auffindbar), accessible (zugänglich), in-
teroperable (interoperabel) und reusable (wiederverwendbar).  
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Änderung des Rechtsrahmens 
Unsere Praxispartner:innen äußerten den Wunsch, Ausnahmeregelungen von den Löschungspflich-
ten zu schaffen und klar zu kommunizieren, damit Kommunen die im Rahmen der Wärmeplanung 
erhobenen Daten auch für nachfolgende Planungen durch autorisierte Stellen nutzen können (Be-
fragung KEA-BW). Auch die Aufnahme des Alters fossiler Heizungsanlagen in Anlage 1 Nr. 2 WPG 
könnte aufschlussreich sein (ebd.). Eine gebäudescharfe Datenerhebung für Einfamilienhäuser wäre 
laut unseren Praxispartner:innen sinnvoll (ebd.) 

Stadt Äußerungen in Interviews (zusammengefasst) 

Heidelberg 

Im Rahmen der Wärmeplanung habe sich die Datenerhebung für die Planungs-
verantwortlichen schwer gestaltet. Die durch Einführung des Wärmeplanungsge-
setzes geschaffenen Rechtsgrundlagen werden deshalb begrüßt. Mangels der er-
forderlichen Rechtsgrundlagen habe die planungsverantwortliche Stelle die feh-
lenden Daten schätzen müssen. Dieser Ansatz könne allerdings bis heute die ein-
zige Lösung sein, wenn es um schwierige Prognosen geht, für die es keine verfüg-
baren Daten gibt. So haben die Planer:innen prognostizieren müssen, wann und 
mit welchen Energiestandards bestimmte Stadtteile ausgebaut werden. Mangels 
Daten über die Dämmung von Gebäuden hätten sie auch auf deutschlandweite 
Durchschnittswerte für die jeweiligen Gebäudetypen zurückgreifen müssen – also 
auf den statistisch prozentualen Anteil gedämmter Gebäude. 

Heidelberg 

Positive Erfahrungen hätten die Planungsverantwortlichen mit einer digitalen 
Karte gemacht. Über diese könnten sich Bürgerinnen und Bürger informieren, wo 
Fernwärmeleitungen verlegt werden sollen, aber auch selbst Interesse an einem 
Anschluss bekunden. So könnten Interessierte eigenständig ihre Kontaktdaten 
übermitteln. 

Freiburg 
Die Unschärfe von Daten, insbesondere durch die Aggregation, sei nicht unbe-
dingt ein Problem für die Wärmeplanung. Die aggregierten Daten seien ausrei-
chend für die Zwecke der Wärmeplanung. 

Stadtwerke 
Hanau 

In Hanau werde ein digitales Hausanschlussportal entwickelt, über das Interes-
sierte ihre Kontaktdaten sowie Angaben zu geplanten Leistungen und zum Stand-
ort des Gebäudes eingeben könnten. Die erfassten Informationen werden in einer 
Karte visualisiert, sodass potenzielle Gebiete mit hohem Interesse identifiziert 
werden könnten. Anschließend werde diese Interessenlage mit einer technischen 
Bewertung der Eignung für den Fernwärmeausbau verglichen, um prioritäre Aus-
baubereiche festzulegen. 

2. Lösungsansätze aus der Literatur 
Auch in der Literatur gibt es Lösungsansätze, die Kommunen bereits umsetzen könnten und Emp-
fehlungen an die Politik auf Bundes- und Landesebene, wie sie durch Policy- und Rechtsrahmenver-
änderungen die Datenakquise im Rahmen der kommunalen Wärmeplanung erleichtern könnte. 

Handlungsempfehlungen für Kommunen 

Planung durch die Stadtwerke 
Sofern die Kommune über eigene Stadtwerke verfügt, die in der Lage sind, die kommunale Wärme-
planung durchzuführen, kann das ein erheblicher Vorteil bei der Datenbeschaffung sein (Ra-
dimeczky-Krekel et al., 2024). Denn den Stadtwerken liegen typischerweise viele der notwendigen 
Daten bereits vor, während ein anderes Dienstleistungsunternehmen die Daten erst anfordern 
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müsste (ebd.) Die Stadtwerke müssten die Daten dann in aggregierter Form übermitteln, was erheb-
liche Ressourcen in Anspruch nehmen kann (ebd.).  

Excel-Tool 
Die Facharbeitsgruppe Aggregation unter Federführung des KWW hat ein Tool zur Datenaggregation 
nach dem WPG entwickelt, das die planungsverantwortlichen Stellen heranziehen können (Bürger 
et al., 2025; KWW, 2025). Kommunen können Datenlieferanten, insbesondere Gasversorgungs- und 
Wärmenetzbetreiber auf die Möglichkeit hinweisen, dieses Excel-Tool der KWW (ebd.) zur Datenag-
gregation, die den Vorgaben des WPG entspricht, zu nutzen. Mithilfe des Tools können Verantwort-
liche die Gas- und Wärmeverbrauchsdaten nach Anlage 1 Abs. 1 WPG automatisiert aggregieren. 

Zwang im Rahmen von § 11 WPG 
Nach § 11 Abs. 6 S. 1 WPG kann die planungsverantwortliche Stelle von nicht-hoheitlichen Akteuren 
die Einhaltung der Auskunftspflicht innerhalb einer gesetzten Frist anordnen. Bei hoheitlichen Da-
teninhabern ist es der planungsverantwortlichen Stelle gemäß § 11 Abs. 6 S. 2 WPG gestattet, die 
Aufsichtsbehörde des jeweiligen Dateninhabers zu ersuchen; diese kann ihrerseits geeignete Durch-
setzungsmaßnahmen anordnen. Die Option, den Auskunftsanspruch gerichtlich zu erzwingen, steht 
den Planungsverantwortlichen darüber hinaus offen (Schnittker & Fründ, 2024, S. 294). 

Daten spenden lassen 
Einige Stimmen in Literatur und Praxis suchen nach Wegen, um die im Rahmen der Wärmeplanung 
gesammelten Daten auch für künftige Planungen nutzbar zu machen. Ein Ansatz, den Grafenstein et 
al. (2020) entwickelt haben, ist es Bürger:innen eines Gebiets anzuregen, die im Planungsprozess 
benötigten Daten zu „spenden“ („Kiezkartograph“). Das könnte auch im Bereich der Wärmeplanung 
ein Lösungsansatz sein, der die Bürger:innen aktiv in den Planungsprozess miteinbezieht. 

Digitaler Zwilling 
Ein digitaler Zwilling ist ein digitales und dynamisches Abbild des Stadtgebiets und die höchste Aus-
baustufe kommunaler Dateninfrastruktur (Deutscher Städtetag, 2024, S. 61 f.). Er kann sich aus ver-
schiedenen Komponenten zusammensetzen, darunter 3D-Modellen, Echtzeitdaten, Simulationen 
und KI-basierten Analysen. Hierin liegt eine aufwendige, aber besonders genaue Lösung für die kom-
munale Wärmeplanung (ebd., S. 61 f.; Schomerus & Neidig, 2024, § 10, Rn. 43). 

Vorschläge zur Weiterentwicklung des Rechtsrahmens 

Aufnahme von Stromverbräuchen 
Gerade vor dem Hintergrund steigender Wärmepumpennutzungen erachten es Schomerus und Nei-
dig (2024, §  10 Rn. 40) als sinnvoll, wenn die planungsverantwortlichen Stellen auch die Stromver-
brauchsdaten erheben dürften. Im Entwurf des § 6 Abs. 1 LWPG NRW war dies noch vorhanden7, 
wurde dann aber doch nicht umgesetzt. Auch in der vorherigen Version des KlimaG BW (gültig bis 
Juli 2025)  waren Wärmestromdaten bezüglich Stromdirektheizungen und Wärmepumpen vom Ver-
sorger zu übermitteln. 

Legaldefinition Einfamilien-/ bzw. Mehrfamilienhaus 
Es ist nicht klar, wie in der Praxis die planungsverantwortlichen Stellen die Differenzierung zwischen 
Einfamilien- und Mehrfamilienhäusern vornehmen sollen, obwohl sich hieran entscheidet, ob die 
Vorgaben zur Aggregation von Daten nach §§ 10 ff., 15 i. V. m. Anl. 1 anzuwenden sind (Bartsch & 
Voigt, 2025a, S. 173). Der Leitfaden der thematisch befassten Bundesministerien soll hier weiterhel-
fen (BMWSB/BMWK, 2024, S. 44). Dieser schlägt vor, an die Grundfläche, die Energiebezugsfläche, 
die Gebäudehöhe, die Nachbarschaft (bei direkt angrenzenden Gebäuden sei von Reihenhäusern 

 
7 NW LT-Drs. 18/10465. 
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auszugehen) oder der Anzahl Vollgeschosse (bei mehr als zwei Vollgeschossen sei ein Mehrfamilien-
haus sehr wahrscheinlich) anzuknüpfen. Das ist angesichts dessen, dass die Daten, wie viele Haus-
halte in einem Haus wohnen, den Kommunen oft unbekannt sind, ein sinnvoller Ansatz. Unsere Pra-
xispartner:innen empfanden die besondere Aggregationspflicht für Einfamilienhäuser als störend 
und befürworten deshalb grundsätzlich eine Vereinfachung. Die aktuelle Bundesregierung will dieses 
Problem dadurch beheben, dass die Planungsverantwortlichen künftig auf einen Schwellenwert 
beim Energieverbrauch abstellen sollen, sodass alle Gebäude, die unter diesem Schwellenwert lie-
gen, als Einfamilienhäuser gelten (CDU/CSU & SPD, 2026). Die Koalition griff den von Bürger et al. 
und Bartsch & Voigt (Bürger et al., 2025, S. 13; Bartsch & Voigt, 2025b) vorgeschlagenen Schwellen-
wert für den jahresdurchschnittlichen Energieverbrauch von 50.000 kwH im Eckpunktepapier auf 
(CDU/CSU & SPD, 2026). 

Umgang mit Einfamilienhäusern, die individuell per Übergabestation versorgt wer-

den 
Bartsch & Voigt (2025a, S. 173) meinen, die Vorgaben zum Aggregationslevel in Anlage 1 zum WPG 
seien nicht einheitlich geregelt, weil in der Praxis auch ein einzelnes Einfamilienhaus über eine Über-
gabestation versorgt werden könne, sodass die Aggregation keine wirkliche Anonymisierung errei-
chen würde. Ein Einwand gegen diese Forderung könnte sein, dass eine noch strengere Aggregation 
zu noch unschärferen Daten und weniger aussagekräftigeren Wärmeplänen führen könnte. Möglich-
erweise könnte der Gesetzgeber stattdessen eine Ausnahmeregelung in Anlage 1 Nr. 1 WPG einfü-
gen. Die Gefahr fehlender Anonymisierung für Einfamilienhäuser haben unsere Praxispartner:innen 
nicht als kritische Herausforderung genannt. 

Anlage 1 vervollständigen 
Anlage 1 zum WPG soll ausweislich der Gesetzesbegründung abschließenden Charakter haben. Bart-
sch & Voigt (2025a, S. 173) kritisieren, dass Anlage 1 jedoch nicht vollständig sein könne, da dort zum 
Beispiel die in § 15 WPG erwähnten Wärmebedarfsdaten nicht aufgeführt seien. Sie meinen, besser 
wäre eine eindeutige Bezeichnung als „beispielhafte“ Aufzählung. Ein Gegenvorschlag könnte darin 
bestehen, die Wärmebedarfsdaten in Anlage 1 mitaufzuzählen, sodass, wenn nicht noch weitere Da-
tenquellen fehlen, die Liste wieder abschließend wäre. 

Verweigerung der Datenbereitstellung sanktionieren 
Der Zugang zu relevanten Daten ist für die Wärmeplanung unverzichtbar. Entsprechend regeln die 
§§ 10 ff. WPG die Rechtsgrundlagen, Auskunftsansprüche und Anforderungen an die Datenverarbei-
tung. Teijkl & Sauter (2023) kritisieren jedoch, dass es bislang weder Sanktionen bei Nichterfüllung 
noch einen Kostenabgleich für private Akteure gibt. 

Kostenerstattung für die Datenübermittlung? 
§ 11 Abs. 3 WPG sieht eine begrenzte Möglichkeit der Kostenerstattung für die Datenübermittlung 
vor. Teilweise wird sich für eine Kostenerstattung für die Datenübermittlung ausgesprochen (Ände-
rung von § 11 WPG; Tejkl & Sauter, 2023). Dagegen argumentieren Schomerus & Neidig (2024, § 11, 
Rn. 46), dass dann letztlich die Kommunen die Last trügen, solange die Länder nicht wiederum die 
Kosten ausgleichen würden. Die Kommunen seien aber bereits durch die Aufgabe der Wärmepla-
nung mit hohen Kosten belastet. 

Datenqualität vereinheitlichen 
Die unterschiedlich hohen Qualitäten der ALKIS-Daten im Hinblick auf Genauigkeit, Umfang und Ak-
tualität sollten vereinheitlicht werden. Dazu schlagen Grotelüschen et al. (2025, S. 11 f.) vor, eine 
Projektgruppe einzurichten, die sich aus Akteuren des Bundes und der Länder zusammensetzt und 
gemeinsam eine einheitliche Datenbasis schafft (Grotelüschen et al., 2025, S. 11 f.). Sie sehen Zent-
ralisierung insofern als möglicher Ausweg aus der uneinheitlich hohen Qualität an. 
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3. Zusammenfassung 
Was die Änderung des Rechtsrahmens angeht, so konnten wir einige Überschneidungen zwischen 
den Äußerungen unserer Praxispartner:innen und Stimmen aus der Literatur finden:  

Sowohl in der Praxis als auch in der Literatur äußern Expert:innen den Wunsch nach einer einheitli-
chen Methodik zur Aggregierung (Bartsch & Voigt, 2025a, S. 173; Befragung KEA-BW). Hier kann das 
Excel-Tool der KWW möglicherweise ein Lösungsansatz sein (KWW, 2025). 

In der Literatur äußerte sich der Vorschlag der Einführung einer Sanktionsmöglichkeit, wenn Akteure 
es verweigern, die Daten bereitzustellen. Praxispartner:innen stellten in Verbindung damit fest, dass 
manche Akteure nicht bereit sind, freiwillig relevante Daten bereitzustellen, wenngleich sie nicht 
explizit ein Sanktionsbedürfnis äußerten. Das mag daran liegen, dass die befragten Akteure sämtlich 
die Wärmeplanung und somit auch die Datenerhebung bereits abschließen konnten. 

Stimmen in Literatur und Praxis äußerten verbreiten den Wunsch nach einer Abschaffung der Pflicht, 
die Daten nach der Wärmeplanung zu löschen oder wenigstens weitreichende Ausnahmeregelungen 
zu schaffen. Die aktuelle Bundesregierung berücksichtigte diesen Punkt in ihrem Eckpunktepapier 
mit Änderungsvorschlägen noch nicht (CDU/CSU & SPD, 2026). 

Anregungen aus der Literatur zur Verbesserung des Rechtsrahmens betrafen etwa Vereinfachungen 
und Klarstellungen wie die Einführung einer Legaldefinition für Einfamilien- und Mehrfamilienhäuser 
und die Vervollständigung der Liste in Anlage 1 zum WPG. Das passt zu dem Bedürfnis in der Praxis, 
das Thema Datenschutz verständlicher zu machen und Unklarheiten auszuräumen. Hier ist die ge-
plante Änderung abzuwarten. 

Praxispartner:innen nannten als Policy-Empfehlungen, dass sie sich ein bundeseinheitliches Vorge-
hen bei der Datenerhebung wünschen (Befragung KEA-BW). Gerade in kleineren Kommunen fehlen 
oft bislang die notwendigen Daten, was durch ein bundesweites Daten-Tool ausgeglichen werden 
könnte. Auch die Literatur drückt diesen Wunsch aus (Grotelüschen et al., 2025, S. 11 f.). 

Einige Praxispartner:innen drücken den Wunsch aus, auch Stromverbräuche im Rahmen der Wär-
meplanung erheben zu dürfen, um die Sektoren Strom und Wärme frühzeitig aufeinander abzustim-
men (und dahingehend Anlage 1 WPG bzw. die Umsetzungsgesetze der Länder zu ändern). Etwa 
konnten die Planungsverantwortlichen in Bruchsal den Stromsektor in der Wärmeplanung miteinbe-
ziehen und bewerteten dieses Vorgehen als positiv (Interview Bruchsal). Dies gilt nicht als Lösungs-
ansatz, da dieses Vorgehen nur noch nach der alten Fassung des KlimaG BW möglich war, vgl. § 7e 
Abs. 2 KlimaG BW a. F. Für Städte, die dieses Modell auch erwägen, wäre wieder eine Ermächtigungs-
grundlage erforderlich.  

Kommunen empfehlen als konkrete Handlungsempfehlungen für die Datenverarbeitung im Rahmen 
der Wärmeplanung insbesondere die Implementation von digitalen Tools (Interview Mannheim). 
Neben dem „digitalen Zwilling“ sollten auch niederschwelligere Möglichkeiten erwogen werden 
(Deutscher Städtetag, 2024). Insbesondere machten Planer:innen mit Tools, wo Bürgerinnen und 
Bürger ihre Kontaktdaten und Interesse an einem Wärmenetzanschluss signalisieren können, gute 
Erfahrungen (Interview Heidelberg).  

Im Notfall kann die Datenübermittlung auch gerichtlich angeordnet werden – was in der Literatur 
vorgeschlagen wird und rechtlich möglich ist, für Praxispartner:innen aber eine eher untergeordnete 
Rolle zu spielen scheint.  
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IV. Fazit und Handlungsempfehlungen 
Damit Kommunen den Herausforderungen der mangelnden Datenverfügbarkeit und dem Daten-
schutz im Rahmen der Wärmeplanung begegnen können, müssen einige Gelingensbedingungen er-
füllt sein. 

Erstens müssen Akteure bereit sein, die Daten freiwillig herauszugeben. Dabei dürfen wirtschaftliche 
Interessen sie nicht an der Mitwirkung hemmen, sondern alle Akteure müssen bei diesem Vorhaben 
mit der planungsverantwortlichen Stelle kooperieren. 

Zweitens benötigen die planungsverantwortliche Stelle bzw. der beauftragte Dienstleister das tech-
nische Wissen, um ein Tool wie eine digitale Karte oder ein vergleichbares GIS-System zu erstellen, 
das die gesammelten Daten aggregiert, analysiert und visualisiert. 

Drittens muss sich die planungsverantwortliche Stelle mit den Grenzen des Datenschutzes rechtlich 
auseinandersetzen. So kann sie den nötigen Schutz personenbezogener Daten wahren und die Daten 
gerade soweit pseudonymisieren bzw. anonymisieren, dass sie noch bestmögliche Aussagekraft ha-
ben. 

Für Änderungen und Weiterentwicklungen des Rechtsrahmens gilt: Akteure sollen sich fortlaufend 
im Diskurs über sinnvolle Grenzen des Datenschutzes, mit dem Ziel der Festlegung eines eng be-
grenzten Katalogs der als personenbezogen eingestuften Daten, austauschen. Dies verhindert, dass 
der Datenschutz lähmend wirkt. Durch Vereinfachungen und Klarstellungen von §§ 10 ff. i. V. m. An-
lage 1 WPG kann die Praxis entlastet werden.



W-rob | Wärmeplanung sozial robust implementieren. 

12 
 

 Literatur 

Bartsch, A., Pohl, S. (2025). § 10 WPG. In Ludwigs (Hrsg.), beck-online GROSSKOMMEN-
TAR . https://beck-online.beck.de/Dokument?vpath=bib-
data%2Fkomm%2Fbeckogk_1_band-
wpg%2Fwpg%2Fcont%2Fbeckogk.wpg.p10.htm&pos=1&hlwords=on.  

Bartsch, A., Voigt, J. (2025a). Wärmeplanung trifft Datenschutz – Erhebung und Verarbeitung von 
Daten für die Bestandsanalyse nach dem WPG. EnWZ, 2025 (5), 169–173. https://beck-on-
line.beck.de/Dokument?vpath=bib-
data%2Fzeits%2Fenwz%2F2025%2Fcont%2Fenwz.2025.169.1.htm&pos=1&hlwords=on.  

Bartsch, A., Voigt, J. (2025b). Rechtsgutachten zur Datenaggregation nach dem Gesetz für die Wär-
meplanung und zur Dekarbonisierung der Wärmenetze. https://api.kww-halle.de/filead-
min/PDFs/KWW-FAGA_BBH_Rechtsgutachten-Datenaggregation-nach-WPG.pdf.  

BMWK, BMWSB (2024). Leitfaden Wärmeplanung. https://www.bmwsb.bund.de/Shared-
Docs/downloads/DE/veroeffentlichungen/wohnen/leitfaden-waermeplanung-
lang.pdf?__blob=publicationFile&v=2.  

Bürger, S., Grotelüschen, L., Klausing, R. (2025). Bericht der KWW-Facharbeitsgruppe Aggregation: 
Datenaggregation nach dem WPG. https://api.kww-halle.de/fileadmin/PDFs/KWW-
FAGA_Bericht-Datenaggregation-nach-WPG.pdf.  

CDU/CSU, SPD (2026). Eckpunkte zum neuen Gebäudemodernisierungsgesetz. https://table.me-
dia/assets/eckpunkte-gebaudemodernisierungsgesetz1.pdf.  

Deutscher Städtetag (2024). Daten für die kommunale Wärmeplanung – Herausforderungen, Best 
Practices und Handlungsempfehlungen. https://www.staedtetag.de/files/dst/docs/Publika-
tionen/Weitere-Publikationen/2024/Leitfaden-kommunale-Waermeplanung-mit-Da-
ten.pdf.  

Von Grafenstein, M., Jakobi, T., Wunderlich, L. (2020). Der Kiezkartograph mit Datenspende. 
https://www.hiig.de/publication/der-kiezkartograph-mit-datenspende/.  

Grotelüschen, L., Klausing, R., Knirlberger, A., Neuhaus, M., Becker, C., Frank, D., Koch, A., Schmel-
cher, S. (2025). Stakeholder-Dialog Wärmeplanung – Ergebnispapier. 
https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/veroeffentlichungen/sonderveroeffentlichun-
gen/2025/stakeholder-dialog-waermeplanung-dl.pdf?__blob=publicationFile&v=2.  

KWW (2025). Datenaggregation nach dem WPG. https://www.kww-halle.de/fokusthemen/daten-in-
der-kwp/aggregation.  

Neidig, P., Schomerus, T. (2025). § 10 WPG. In Neidig & Schomerus (Hrsg.), Wärmeplanungsge-
setz Kommentar. https://www.juris.de/jportal/nav/produkte/werk/wpg.jsp.  

Radimeczky-Krekel, L., Hentschel, S., von Schack, K. (2024). Das Wärmeplanungsgesetz – ein zentra-
ler Baustein der Wärmewende. ZUR 2024 (5), 269–276. https://beck-online.beck.de/Doku-
ment?vpath=bibdata%2Fzeits%2Fzur%2F2024%2Fcont%2Fzur.2024.269.1.htm&anchor=Y-
300-Z-ZUR-B-2024-S-269&readableType=2.  

Schnittker, D., Fründ, F. (2024). Der bundeseinheitliche Rechtsrahmen der Wärmeplanung – Syste-
matik und Wirkungsweise des Gesetzes für die Wärmeplanung und zur Dekarbonisierung der 

https://beck-online.beck.de/Dokument?vpath=bibdata%2Fkomm%2Fbeckogk_1_bandwpg%2Fwpg%2Fcont%2Fbeckogk.wpg.p10.htm&pos=1&hlwords=on.
https://beck-online.beck.de/Dokument?vpath=bibdata%2Fkomm%2Fbeckogk_1_bandwpg%2Fwpg%2Fcont%2Fbeckogk.wpg.p10.htm&pos=1&hlwords=on.
https://beck-online.beck.de/Dokument?vpath=bibdata%2Fkomm%2Fbeckogk_1_bandwpg%2Fwpg%2Fcont%2Fbeckogk.wpg.p10.htm&pos=1&hlwords=on.
https://beck-online.beck.de/Dokument?vpath=bibdata%2Fzeits%2Fenwz%2F2025%2Fcont%2Fenwz.2025.169.1.htm&pos=1&hlwords=on.
https://beck-online.beck.de/Dokument?vpath=bibdata%2Fzeits%2Fenwz%2F2025%2Fcont%2Fenwz.2025.169.1.htm&pos=1&hlwords=on.
https://beck-online.beck.de/Dokument?vpath=bibdata%2Fzeits%2Fenwz%2F2025%2Fcont%2Fenwz.2025.169.1.htm&pos=1&hlwords=on.
https://api.kww-halle.de/fileadmin/PDFs/KWW-FAGA_BBH_Rechtsgutachten-Datenaggregation-nach-WPG.pdf.
https://api.kww-halle.de/fileadmin/PDFs/KWW-FAGA_BBH_Rechtsgutachten-Datenaggregation-nach-WPG.pdf.
https://www.bmwsb.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/wohnen/leitfaden-waermeplanung-lang.pdf?__blob=publicationFile&v=2.
https://www.bmwsb.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/wohnen/leitfaden-waermeplanung-lang.pdf?__blob=publicationFile&v=2.
https://www.bmwsb.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/wohnen/leitfaden-waermeplanung-lang.pdf?__blob=publicationFile&v=2.
https://api.kww-halle.de/fileadmin/PDFs/KWW-FAGA_Bericht-Datenaggregation-nach-WPG.pdf.
https://api.kww-halle.de/fileadmin/PDFs/KWW-FAGA_Bericht-Datenaggregation-nach-WPG.pdf.
https://table.media/assets/eckpunkte-gebaudemodernisierungsgesetz1.pdf.
https://table.media/assets/eckpunkte-gebaudemodernisierungsgesetz1.pdf.
https://www.staedtetag.de/files/dst/docs/Publikationen/Weitere-Publikationen/2024/Leitfaden-kommunale-Waermeplanung-mit-Daten.pdf.
https://www.staedtetag.de/files/dst/docs/Publikationen/Weitere-Publikationen/2024/Leitfaden-kommunale-Waermeplanung-mit-Daten.pdf.
https://www.staedtetag.de/files/dst/docs/Publikationen/Weitere-Publikationen/2024/Leitfaden-kommunale-Waermeplanung-mit-Daten.pdf.
https://www.hiig.de/publication/der-kiezkartograph-mit-datenspende/
https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/veroeffentlichungen/sonderveroeffentlichungen/2025/stakeholder-dialog-waermeplanung-dl.pdf?__blob=publicationFile&v=2.
https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/veroeffentlichungen/sonderveroeffentlichungen/2025/stakeholder-dialog-waermeplanung-dl.pdf?__blob=publicationFile&v=2.
https://www.kww-halle.de/fokusthemen/daten-in-der-kwp/aggregation.
https://www.kww-halle.de/fokusthemen/daten-in-der-kwp/aggregation.
https://www.juris.de/jportal/nav/produkte/werk/wpg.jsp.


W-rob | Wärmeplanung sozial robust implementieren. 

13 
 

Wärmenetze. NVwZ 2024 (5), 289–295. https://beck-online.beck.de/Dokument?vpath=bib-
data%2Fzeits%2Fnvwz%2F2024%2Fcont%2Fnvwz.2024.289.1.htm&anchor=Y-300-Z-
NVWZ-B-2024-S-289&readableType=2.  

Tejkl, J., Sauter, A. (2023). Das neue Wärmeplanungsgesetz – der langersehnte Katalysator für die 
Wärmewende? EnWZ 2023 (11), 403–410. https://beck-online.beck.de/Doku-
ment?vpath=bibdata%2Fzeits%2Fenwz%2F2023%2Fcont%2Fenwz.2023.403.1.htm&an-
chor=Y-300-Z-ENWZ-B-2023-S-403&readableType=2&VorgaengerDokumentStreffer3=Auf-
satz%20von%20Jakob%20Eh&VorgaengerDokumentFullname=bib-
data%2Fzeits%2Fenwz%2F2023%2Fcont%2Fenwz.2023.398.1.htm&jump-
Type=Jump&jumpWords=%2BEnWZ%252c%2B2023%252c%2B403&readable=Su-
che%2Bnach%2BFundstelle%253a%2BEnWZ%2B2023%2B%2B403%2Bnur%2Bin%2Bmei-
nen%2BModulen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://beck-online.beck.de/Dokument?vpath=bibdata%2Fzeits%2Fnvwz%2F2024%2Fcont%2Fnvwz.2024.289.1.htm&anchor=Y-300-Z-NVWZ-B-2024-S-289&readableType=2.
https://beck-online.beck.de/Dokument?vpath=bibdata%2Fzeits%2Fnvwz%2F2024%2Fcont%2Fnvwz.2024.289.1.htm&anchor=Y-300-Z-NVWZ-B-2024-S-289&readableType=2.
https://beck-online.beck.de/Dokument?vpath=bibdata%2Fzeits%2Fnvwz%2F2024%2Fcont%2Fnvwz.2024.289.1.htm&anchor=Y-300-Z-NVWZ-B-2024-S-289&readableType=2.
https://beck-online.beck.de/Dokument?vpath=bibdata%2Fzeits%2Fenwz%2F2023%2Fcont%2Fenwz.2023.403.1.htm&anchor=Y-300-Z-ENWZ-B-2023-S-403&readableType=2&VorgaengerDokumentStreffer3=Aufsatz%20von%20Jakob%20Eh&VorgaengerDokumentFullname=bibdata%2Fzeits%2Fenwz%2F2023%2Fcont%2Fenwz.2023.398.1.htm&jumpType=Jump&jumpWords=%2BEnWZ%252c%2B2023%252c%2B403&readable=Suche%2Bnach%2BFundstelle%253a%2BEnWZ%2B2023%2B%2B403%2Bnur%2Bin%2Bmeinen%2BModulen.
https://beck-online.beck.de/Dokument?vpath=bibdata%2Fzeits%2Fenwz%2F2023%2Fcont%2Fenwz.2023.403.1.htm&anchor=Y-300-Z-ENWZ-B-2023-S-403&readableType=2&VorgaengerDokumentStreffer3=Aufsatz%20von%20Jakob%20Eh&VorgaengerDokumentFullname=bibdata%2Fzeits%2Fenwz%2F2023%2Fcont%2Fenwz.2023.398.1.htm&jumpType=Jump&jumpWords=%2BEnWZ%252c%2B2023%252c%2B403&readable=Suche%2Bnach%2BFundstelle%253a%2BEnWZ%2B2023%2B%2B403%2Bnur%2Bin%2Bmeinen%2BModulen.
https://beck-online.beck.de/Dokument?vpath=bibdata%2Fzeits%2Fenwz%2F2023%2Fcont%2Fenwz.2023.403.1.htm&anchor=Y-300-Z-ENWZ-B-2023-S-403&readableType=2&VorgaengerDokumentStreffer3=Aufsatz%20von%20Jakob%20Eh&VorgaengerDokumentFullname=bibdata%2Fzeits%2Fenwz%2F2023%2Fcont%2Fenwz.2023.398.1.htm&jumpType=Jump&jumpWords=%2BEnWZ%252c%2B2023%252c%2B403&readable=Suche%2Bnach%2BFundstelle%253a%2BEnWZ%2B2023%2B%2B403%2Bnur%2Bin%2Bmeinen%2BModulen.
https://beck-online.beck.de/Dokument?vpath=bibdata%2Fzeits%2Fenwz%2F2023%2Fcont%2Fenwz.2023.403.1.htm&anchor=Y-300-Z-ENWZ-B-2023-S-403&readableType=2&VorgaengerDokumentStreffer3=Aufsatz%20von%20Jakob%20Eh&VorgaengerDokumentFullname=bibdata%2Fzeits%2Fenwz%2F2023%2Fcont%2Fenwz.2023.398.1.htm&jumpType=Jump&jumpWords=%2BEnWZ%252c%2B2023%252c%2B403&readable=Suche%2Bnach%2BFundstelle%253a%2BEnWZ%2B2023%2B%2B403%2Bnur%2Bin%2Bmeinen%2BModulen.
https://beck-online.beck.de/Dokument?vpath=bibdata%2Fzeits%2Fenwz%2F2023%2Fcont%2Fenwz.2023.403.1.htm&anchor=Y-300-Z-ENWZ-B-2023-S-403&readableType=2&VorgaengerDokumentStreffer3=Aufsatz%20von%20Jakob%20Eh&VorgaengerDokumentFullname=bibdata%2Fzeits%2Fenwz%2F2023%2Fcont%2Fenwz.2023.398.1.htm&jumpType=Jump&jumpWords=%2BEnWZ%252c%2B2023%252c%2B403&readable=Suche%2Bnach%2BFundstelle%253a%2BEnWZ%2B2023%2B%2B403%2Bnur%2Bin%2Bmeinen%2BModulen.
https://beck-online.beck.de/Dokument?vpath=bibdata%2Fzeits%2Fenwz%2F2023%2Fcont%2Fenwz.2023.403.1.htm&anchor=Y-300-Z-ENWZ-B-2023-S-403&readableType=2&VorgaengerDokumentStreffer3=Aufsatz%20von%20Jakob%20Eh&VorgaengerDokumentFullname=bibdata%2Fzeits%2Fenwz%2F2023%2Fcont%2Fenwz.2023.398.1.htm&jumpType=Jump&jumpWords=%2BEnWZ%252c%2B2023%252c%2B403&readable=Suche%2Bnach%2BFundstelle%253a%2BEnWZ%2B2023%2B%2B403%2Bnur%2Bin%2Bmeinen%2BModulen.
https://beck-online.beck.de/Dokument?vpath=bibdata%2Fzeits%2Fenwz%2F2023%2Fcont%2Fenwz.2023.403.1.htm&anchor=Y-300-Z-ENWZ-B-2023-S-403&readableType=2&VorgaengerDokumentStreffer3=Aufsatz%20von%20Jakob%20Eh&VorgaengerDokumentFullname=bibdata%2Fzeits%2Fenwz%2F2023%2Fcont%2Fenwz.2023.398.1.htm&jumpType=Jump&jumpWords=%2BEnWZ%252c%2B2023%252c%2B403&readable=Suche%2Bnach%2BFundstelle%253a%2BEnWZ%2B2023%2B%2B403%2Bnur%2Bin%2Bmeinen%2BModulen.
https://beck-online.beck.de/Dokument?vpath=bibdata%2Fzeits%2Fenwz%2F2023%2Fcont%2Fenwz.2023.403.1.htm&anchor=Y-300-Z-ENWZ-B-2023-S-403&readableType=2&VorgaengerDokumentStreffer3=Aufsatz%20von%20Jakob%20Eh&VorgaengerDokumentFullname=bibdata%2Fzeits%2Fenwz%2F2023%2Fcont%2Fenwz.2023.398.1.htm&jumpType=Jump&jumpWords=%2BEnWZ%252c%2B2023%252c%2B403&readable=Suche%2Bnach%2BFundstelle%253a%2BEnWZ%2B2023%2B%2B403%2Bnur%2Bin%2Bmeinen%2BModulen.


W-rob | Wärmeplanung sozial robust implementieren. 

14 
 

 

Über W-rob  

W-rob ist ein transdisziplinäres Projekt von Universität Freiburg, Universität Marburg, und 
des Next Economy Lab (NELA) mit vielen Praxispartner:innen. Es adressiert besonders kriti-
sche Herausforderungen bei der Gestaltung der kommunalen Wärmeplanung und der Um-
setzung der Wärmepläne. Im Zentrum steht die Frage, wie die Wärmeplanung „sozial robust“ 
gelingen kann. Dazu tragen eine transparente Prozessgestaltung, akzeptierte Ergebnisse und 
die Aktivierung von Akteuren bei. Mehr Informationen zum Projekt gibt es auf der W-rob-
Projektwebseite.  

Es gibt eine gesamte Reihe von Kurzstudien zu Herausforderungen und Lösungsan-

sätzen bei der kommunalen Wärmewende aus der W-rob-Gruppe. 

https://uni-freiburg.de/w-rob/
https://uni-freiburg.de/w-rob/
https://uni-freiburg.de/w-rob/
https://uni-freiburg.de/w-rob/

